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Wer hat die Kolten der Augenſcheins-Commiſſion 
in Wildſchadenfällen zu zahlen? 


Das Miniſterium des Junern kam in nachfolgenden drei Fällen 
in die Lage, diesfalls zu entſcheiden. Der Umſtand, als der ermittelte 
Entſchädigungsbetrag ſich in der Regel niedriger ſtellt, als die Com⸗ 
miſſionskoſten, macht die Beantwortung dieſer Frage ſehr intereſſant. 
I. Die Grundbeſitzer A. und B. klagten die Gutsinhabung k. 
als Inhaberin der Jagd auf Eriatz des ihnen zugefügten Wildſcha⸗ 

ens, weil ihnen der von Seite der Jagdverwaltung angebotene Ent⸗ 
ädigungsbetrag zu gering ſchien. I 
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Die Statthalterei theilte im Recurswege die Commiſſionskoſten 

auf beide Streittheile. Das um ſeine Encad muga Mi⸗ 


niſterium des Innern aber verurtheilte die Gutsinhabung zur alleinigen Tra⸗ 
gung der Koſten, weil es jedem Grundbeſitzer frei ſtehen müſſe, die com» 
miſſtonelle Erhebung des Wildſchadens zu begehren und der Umſtand, 
daß er den Vergleichsantrag des Jagdinhabers nicht annahm, fein Ber 
gehren um behördliche Intervention nicht ſchon dadurch zu einem muth⸗ 
willigen mache. 

II. Der Grundbeſitzer C. klagte die jagdberechtigte Gutsinhabung 
N. gleichfalls auf Erſatz ſeines Wildſchadens, indem er die ihm an⸗ 
gebotene Entſchädigungsſumme als zu gering zurückwies. 

Die commiſſionelle Erhebung conftatirte zwar einen Wiloſchaden, 
allein die Ziffer blieb weit hinter dem Entſchädigungsanſpruche des 
Klägers zurück, dennoch aber bot die Jagdinhabung einen Ausgleichs⸗ 
betrag, welcher höher war als die ermittelte Ziffer. 

Die Bezirkshauptmannſchaft erkannte auf den Erſatz des Wild⸗ 
ſchadens in dem durch die Commiſſion erhobenen Betrage, trug aber 
dem Kläger den Erſatz der vielfach höhern Commiſſionskoſten auf. 

Die Statthalterei und das Miniſterium des Innern beſtätigten 
dieſes Erkenntniß auch bezüglich der Commiffionskoſten, weil dieſe 
nach § 24 der Verordnung vom 3. Juli 1854 (R. G. Bl. Nr. 169) 
in der Regel von demjenigen zu erſetzen kommen, welcher die behoͤrd⸗ 
liche Intervention veranlaßt hat, dem Kläger aber ein Regreßrecht an 
die Gutsinhabung nicht zugeſtanden werden kann, weil er rückſichtlich 
ſeines Mehranſpruches ſachfällig wurde. 

III. Der Grundbeſitzer D. klagte die Gutsinhabung Z. als In⸗ 
haberin der Jagd auf Erſatz eines ihm auf mehreren Parcellen zuge⸗ 
gangenen, angeblich ſehr bedeutenden Wildſchadens, welchen die Jagd⸗ 
inhaberin in Abrede ſtellte. 

Die Commiſſion fand nur rückſichtlich einer Parcelle einen 
Wildſchaden, während auf den andern Parcellen wohl Beſchädigungen 
conſtatirt wurden, die ſich jedoch nicht durch Wild zugefügt heraus⸗ 
ſtellten. Die Ziffer des anerkannten Wildſchadens ſtieg unter den Be⸗ 
trag eines Guldens herab. 

Die behördliche Entſcheidung konnte daher nur dieſen Erſatzbe⸗ 
trag zuerkennen und verurtheilte den Kläger als muthwilligen Streit⸗ 
bf in den Erſatz der mehr als 20 fl. betragenden Commiſſions⸗ 
oſten. 

Die Statthalterei gab dem Recurſe ſtatt und trug den Erſatz 
der Koſten der Gutsinhabung auf, weil überhaupt ein Wildſchaden 
conſtatirt wurde, die Ziffer des Schadens aber ganz gleichgiltig ſei, 
dann weil die Gutsinhabung jede Entſchädigung verweigerte und über⸗ 
haupt die Frage, ob ein Wildſchaden vorlag, ſtreitig war. 

Das Miniſterium des Innern theilte die Koſten unter die Streit- 
theile, weil die überſpannte Erſatzanforderung des Klägers durch die 
commiſſionelle Erhebung weſentlich herabgemindert wurde und es da⸗ 
her als billig erſcheint, daß beide Theile dieſe Koſten tragen. 


Aus dieſen Entſcheidungen läßt ſich der allgemeine Grundſatz 
erkennen, daß in der Regel dem Kläger der Erſatz der Commiſſions⸗ 
koſten im Sinne der Verordnung vom 3. Juli 1854, R. G. Bl. 
Nr. 169 auferlegt werden muß und entſteht nur die Frage, in welchem 


Falle ihm ein Regreßrecht an die Jagdinhabung zugeſtanden werden 
kann? Dieſer Fall ſcheint einzutreten, wenn dieſe jedweden Wildſcha⸗ 
den in Abrede ſtellt und jede Entſchädigung verweigert, durch die 
Commiſſion aber ein Wildſchaden überhaupt conſtatirt wird, weil die 
Anrufung der Behörde das einzige Mittel des Beſchädigten iſt, zu 
ſeinem Rechte zu gelangen. Im Falle endlich, als die Commiſſion die 
überſpannten Erſatzanſprüche des Klägers weſentlich herabzumindern 
findet, ſcheinen Billigkeitsgründe auf eine Theilung der Koſten ein— 
zurathen. 

Würde nämlich gar kein Regreßrecht des Grundbeſitzers an den 
Jagdbeſitzer anerkannt, fo wäre derſelbe, für den das fremde Jagd— 
recht auf ſeinem Grund und Boden ohnehin ſchon eine nach Umſtän⸗ 
den drückende Laſt iſt, gegenüber dem Jagdinhaber gänzlich rechtlos, 
da die vorausſichtliche Höhe der Eommiſſionskoſten in allen Fällen, wo es 
ſich um einen geringern Betrag handelt, ihn von jeder Klage abhal- 
ten müßte. Würde aber der Jagdinhaber unbedingt verpflichtet, die 
Commiſſionskoſten zu erſetzen, jo wäre derſelbe faſt gebunden, jedwe⸗ 
den Erſatzanſpruch des Klägers zu befriedigen und ein gütlicher Aus— 
gleich wäre kaum zu erzielen, dadurch aber jede Jagd vernichtet. 

Allerdings wäre ins Auge zu faſſen, dieſe Commiſſionskoſten 
durch zweckmäßige Vereinfachungen herabzumindern und eine beſondere 
Beſchleunigung des Verfahrens anzuſtreben, da der Thatbeſtand eines 
Wildſchadens ſich mit jedem Tage immer mehr verwiſcht. 

M. v. G. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Es ſteht der politiſchen Behörde nicht zu ein rechtskräftig gewor⸗ 

denes Expropriationserkenntniß aus dem Grunde wieder außer 

Kraft zu ſetzen, weil der Expropriationswerber das Bauproject auf⸗ 
gegeben hat“). 


Mit Erkenntniß vom 14. Jänner 1872 hat die böhmiſche 
Statthalterei erkannt, daß die Gasfabrikanten R., die Grundbeſitzer 
Franz E., Wenzel S., Joſeph D. verpflichtet ſeien, eine gewiſſe Area 
zum Zwecke des Baues der Zweigbahn vom Bahnhofe in S. der 
Buſchtehrader Bahn zu der Maſchinenfabrik des Franz R. an die 
Buſchtehrader Eiſenbahn-Geſellſchaft gegen im Wege gerichtlicher 
Schätzung zu ermittelnde Entſchädigung abzutreten. Den gegen dieſes 
Expropriationserkenntniß eingebrachten Recurſen hat das Miniſterium 
des Innern im Einvernehmen mit dem Handelsminiſterium laut Er⸗ 
laſſes v. 17. April 1872, 3. 5660 keine Folge gegeben. Als im J. 
1873 der Chef der Maſchinenfabrik Franz R. ſtarb, und deſſen Nach⸗ 
folger auf den Bau der Bahn zu ſeinem Fabriksetabliſſement nicht 
reflectirte, ſah ſich die Buſchtehrader Eiſenbahn-Geſellſchaft bemüßigt, 
die derſelben ertheilte Conceſſion zum Baue dieſer Zweigbahn zurüd- 
zulegen, erklärte von der zu ihren Gunſten und zu obigem Zwecke 
zugeſtandenen Expropriation der befagten Grundflächen abzuſtehen, und 
bat um die Behebung des diesfälligen Erpropriationserkenntniſſes. 

In Folge deſſen hat die Statthalterei unterm 23. Auguſt 1873 
erkannt, „daß, nachdem die Buſchtehrader Eiſenbahn nicht in der 
Lage iſt, von der in Rede ſtehenden Baubewilligung Gebrauch zu 
machen, die projectirte Geleiſeanlage demnach gar nicht zur thatſäch⸗ 
lichen Ausführung gelangt, hiermit aber das Subſtrat zur Anſpruchs⸗ 
nahme irgend welcher Grundflächen überhaupt, umſomehr daher der 
Rechtsgrund zur zwangsweiſen Inanſpruchnahme ſolcher Grundflächen 
behufs der Realiſirung des fraglichen Bahnprojectes entfallen iſt, das 
Erkenntniß vom 14. Jänner 1872 als nunmehr gegenſtandlos außer 
Kraft gelegt werde. Selbſtverſtändlich bleibe es den betroffenen Grund— 
beſitzern unbenommen, gegen die Bahngeſellſchaft die Erſatzanſprüche 
rückſichtlich der erweisbaren Nachtheile, welche ihnen durch den Ent⸗ 
gang der freien Dispoſition über die dem Expropriations-Ausſpruche 
unterzogenen Antheile ihrer Grundflächen bisher erwachſen ſind, im 
ordentlichen Civilrechtswege zur Geltung zu bringen“. 

Gegen dieſe Statthalterei-Entſcheidung haben die Eingangs er- 
wähnten Grundbeſitzer an das Miniſterium recurrirt. Die Recurren⸗ 
ten wieſen in ihrem Recurſe auf die bereits erfolgte Schätzung hin, 


) Man vergleiche die Mittheilung in Nr. 4 auf S. 15 des Jahrgangs 1872 
dieſer Zeitſchrift. 
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und behaupteten, daß damit der Expropriationsact perfect geworden 
ſei, und rechtliche Beziehungen zwiſchen der Bahngeſellſchaft und den 
Expropriirten begründet habe, welche rein privatrechtlicher Natur find, 
nur nach privatrechtlichen Geſetzen beurtheilt werden können, und aus— 
ſchliezlich in die Competenz der Gerichtsbehörden fallen. Die Statt: 
halterei habe offenbar ihren Wirkungskreis überſchritten, indem ſie ihr 
vom Miniſterium beſtätigtes Exproprigtions⸗Erkenntniß vom 14. Jän⸗ 
ner 1872 behoben und den Recurrenten die privatrechtlichen Grenzen 
geſetzt habe, innerhalb welcher fie ihre Anſprüche gegen die Bahnge— 
ſellſchaft ſtellen ſollen, ſie habe ſogar über die privatrechtlichen An— 
ſprüche präjudiciell entſchieden. Die Bahngeſellſchaft könne allerdings 
auf ihre Conceſſion verzichten, von derſelben keinen Gebrauch machen, 
und es erlöſche dann ſofort das Recht zur Erwirkung von Expropri⸗ 
ationserkenntniſſen. Anders ſei es jedoch bei bereits erwirkten Expro⸗ 
priationserkenntniſſen und hinſichtlich der aus denſelben ſich ergeben— 
den Rechte und Verpflichtungen; dieſe bleiben vielmehr ganz unbe⸗ 
rührt; eine vollzogene Expropriation ſei ein perfectes Rechtsgeſchäft 
und kein Theil könne einſeitig ſich ſeiner Verpflichtungen entledigen, 
ſowie auch keine adminiſtrative Behörde berechtigt ſei, diesfalls durch 
eine Entſcheidung einzugreifen (§88 11 und 13 des Coneeſſionsge⸗ 
ſetzes). Die ertheilte Conceſſion fer gegenſtandslos geworden, nicht aber 
die durch dieſelbe und auf Grund derſelben bereits geſchaffenen Rechts- 
verhältniſſe. Die rechtlichen Wirkungen derſelben, ſowie die Fixirung 
oder Einſchränkung der Erſatzanſprüche ſeien kein Gegenſtand der 
Entſcheidung der politiſchen Behörden; dieſelben haben nur die Er— 
löſchung der Conceſſion auszuſprechen oder die Zurücklegung derſelben 
zur Kenntniß zu nehmen, alle hieraus ſich ergebenden privatrechtlichen 
Fragen aber lediglich auf den Rechtsweg zu verweiſen. 

Das Miniſterium des Innern hat nun unterm 21. December 
1873, 3. 18.857 über dieſen Recurs in nachfolgender Weiſe ent⸗ 
ſchieden: „Nachdem die Buſchtehrader-Eiſenbahngeſellſchaft die ihr er⸗ 
theilte Conceſſion zum Baue einer Zweigbahn vom Bahnhofe in S. 
zur Maſchinenfabrik des Franz R. zurückgelegt und erklärt hatte, von 
der zu ihren Gunſten und für obigen Zweck zugeſtandenen Expro⸗ 
priation abzuſtehen, hat die Statthalterei mit Erlaß vom 23. Auguſt 
1873 in Uebereinſtimmung mit dem Begehren der gedachten Ge: 
ſellſchaft erkannt, daß ihr Expropriationserkenntniß vom 14. Jänner 
1872 als nunmehr gegenſtandslos außer Kraft geſetzt werde. In der 
Erwägung, daß eine Landesbehörde ihre eigene Entſcheidung über 
Anlangen eines Intereſſenten, ſobald durch die Entſcheidung Rechte 
eines Anderen begründet ſind oder begründet ſein können, nicht außer 
Kraft ſetzen darf; in der Erwägung, daß es den Verwaltungsbehör⸗ 
den nicht zuſteht, zu erkennen, ob das durch das Expropriationser⸗ 
kenntniß geſchaffene Rechtsverhältniß durch den Rücktritt eines Theiles 
gänzlich aufgehoben und kraftlos geworden ſei; in der Erwägung, 
daß kein geſetzlicher Grund zur Aufhebung des Expropriationserkennt⸗ 
niſſes vorliegt, weil es unter der Vorausſetung, unter welchen es er— 
floſſen iſt, mit Recht gefchöpft, daher auch vom Miniſterium des In⸗ 
nern im Recurswege unterm 17. April 1872, 3. 5660 aufrecht er⸗ 
halten worden iſt, und weil der erſt nachgefolgte Umſtand, daß der 
Expropriationswerber das Bauproject aufgegeben hat, an der Recht⸗ 
mäßigkeit des Erkenntniſſes Nichts zu ändern vermag, wird die Statt— 
haltereiverfügung vom 23. Auguſt 1873 behoben und angeordnet, es 
ſeien die Parteien, gegen welche das Expropriationserkenntniß vom 
14. Jänner 1872 erwirkt worden iſt, von der Eingangs erwähnten 
Abſtehungserklärung der Buſchtehrader Eiſenbahn-Geſellſchaft mit dem 
Beifügen zu verſtändigen, daß es demzufolge von der Seitens des 
Miniſteriums des Innern unterm 17. April 1872, 3. 5660 beftä- 
tigten Statthalterei⸗Entſcheidung vom 14. Jänner 1872 in fe weit 
abkomme, als damit erkannt worden iſt, dieſelben ſeien ſchuldig be: 
ſtimmte Theile ihrer Grundſtücke an die Buſchtehrader Eiſenbahnge⸗ 
ſellſchaft zur Herſtellung der in Rede ſtehenden Zweigbahn abzutre— 
ten, ferners, daß alle hieraus entſtehenden Privatrechtsfragen auf den 
Civilrechtsweg verwieſen werden“. v. H 


Zuläſſigkeit der Verleihung von acht einfachen Grubenmaßen auf 
einen Aufſchluß. 


Ueber ein Geſuch um Verleihung von acht einfachen Gruben⸗ 
maßen auf einen Aufſchluß in Steinkohle entſchied die Berghaupt⸗ 
mannſchaft nach abgeführter Freifahrungsverhandlung, daß die Ver⸗ 
leihung nur von vier einfachen Grubenmaßen als zuläſſig erkannt 


werde, weil die vom Lehenswerber begehrten acht einfachen Gruben⸗ 
maßen in einer ſolchen Weiſe gelagert werden wollen, daß ſich die- 
ſelben nicht als vier Doppelmaßen ergeben, nach § 47 a. B. G. 
aber, nach welchem auf einen Stein- oder Braunkohlenaufſchluß die 
Lagerung bis zu vier Doppelmaßen erfolgen kann, eine Verleihung 
von acht einfachen, ſich nicht als vier Doppelmaßen darſtellenden 
Grubenmaßen auf Einen Aufſchluß jedoch unſtatthaft ſei. 

Gegen dieſes Erkeuntniß brachte der Verleihungswerber den 
Recurs beim Ackerbauminiſterium ein. Dieſes gab mit Entſcheidung sub 
3. 8351, de 1873 dem Recurſe Folge und änderte das berghauptmann⸗ 
ſchaftliche Erkenntniß dahin ab, daß auf die Zuläſſigkeit der Verleihung 
von acht einfachen Grubenmaßen erkannt wurde. Diele Entſcheidung 
gründete ſich auf folgende Motive: Die Annahme der Berghauptmann⸗ 
ſchaft, daß nach $ 47 a. B. G. die Verleihung von acht einfachen. ſich nicht 
als vier Doppelmaße darſtellenden Grubenmaßen auf einen Aufſchluß un⸗ 
ſtatthaft iſt, entſpricht weder der Abſicht noch dem Wortlaute dieſes Paragra⸗ 
bhen, Die im zweiten Ablage der felben ausgeſprochene Abficht geht nämlich 
Dh daß bei Vorhandenſein freien Feldes eine größere Zahl von 
Grubenmaßen verliehen werden könne, als für einen Freiſchurf vor⸗ 
behalten iſt. Der Wortlaut aber ſpricht keineswegs aus, daß unter 
der eben erwähnten Bedingung nur Doppelmaßen gelagert werden 
können, ſondern lediglich, daß dem Verleihungswerber freiſteht, bis 
zu vier Doppelmaßen zu lagern. Mit Rückſicht auf die erwähnte 
Abſicht des Geſetzes kann dies nur dahin ausgelegt werden, daß bis 
zur räumlichen Ausdehnung von vier Doppelmaßen auf einen Auf⸗ 
ſchluß gelagert werden könne, daß ſonach bis zu dieſer Ausdehnung 
auch die Verleihung von einfachen Grubenmaßen nicht ausgeſchloſſen ſei. 


Kirchenſitze als Gegenſtand einer Beſitzſtörung; die Verfügung über 
dieſelben iſt keine rein interne Angelegenheit der Kirche. 


Johann Mayr, Gutsbeſitzer zu Steinerkirchen, beſaß zwei 
Kirchenſitze in der Kirche zu Kematen, die er bei der im Jahre 1862 
ſtattgehabten Verſteigerung mehrerer Kirchenſitze um einen beſtimmten 
Preis und gegen Leiſtung des jährlichen ſogenannten Sitzgroſchens 
erſtanden hatte. Dieſe Sitze hat Joſeph Kurz, Bürgermeiſter in Ke⸗ 
maten, als Verwalter des Kirchenvermögens, mit Zuſtimmung des 
Joſeph Schröckinger, Pfarrers zu Steinerkirchen, und des Franz Jo⸗ 
ſeph Rudigier, Biſchofs in Linz, am 21 Juli 1872 an die Guts⸗ 
beſitzer Mathias Klinger und Johann Stehrer deßhalb verkauft, weil 
J. Mayr nur den Sitzgroſchen mit jährlich 16 kr. und nicht die 
willkürliche Erhöhung mit 25 kr. zahlen wollte. 

Aus dieſem Anlaſſe überreichte J. Mayr durch Dr. Eolbacher 
am 12. Auguſt 1872, 3. 2506, eine Beſitzſtörungsklage wider den 
Mathias Klinger, Johann Stehrer, Joſeph Kurz, Joſeph Schröckin— 
ger und Biſchof Joſeph Rudigier. Der Biſchof gab gar keine Rede 
und Antwort; dagegen brachten die erſten vier Belangten durch Dr. 
Ritter v. Glanz die Einwendung vor, daß die Sache nicht auf den 
Civilrechtsweg gehöre. 

Das k. k. Bezirksgericht Lambach wies ſohin mit Erkennt⸗ 
niß vom 14. März 1873, 3. 673, die Klage wegen gericht⸗ 
licher Incompetenz zurück. „Denn die Verfügung“ — heißt es in 
den Gründen — „über die der Kirche gehörigen, im Gotteshauſe be⸗ 
findlichen Stühle, die Beſtimmung, ob, auf welche Weiſe und unter 
welchen Bedingungen einzelnen Perſonen die ausſchließende Benützung 
eines Sitzes in dieſen Stühlen während des Gottesdienſtes geſtattet 
wird, die Feſtſetzung, ſowie die allfällige Abänderung des Entgeltes 
hiefür iſt eine rein interne Angelegenheit der Kirche, welche auch von 
dieſer zu ordnen und zu leiten und falls hierüber ein Streit entſteht, 
9000 von dieſer, rüdfichtlich ihren Organen zu entſcheiden ift. (Art. XV. 
man CL vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142.) Würde 
fieten Re ſelbſt von dieſen der Kiiche ſtaatsgrundgeſetzlich gewährlei⸗ 
halb ni 8 abſehen, fo wäre der vorliegende Streitfall auch deß⸗ 
15 9 vor das Forum des Civilrichters gehörig, weil die Be⸗ 
nutzung DET Kuchenſiße zu gottesdienſtlichen Zwecken kein Gegenſtand 
5 gema reihen Berkehres iſt, demnach auch die Beſtimmungen 
u 10 b. 5 1 Be keine Anwendung finden, und weil die 
N le erd endung der Kirchenſtze überhaupt nach ben böhe- 
ren Rückſichten der Kirchendisciplin zu beurtheilen iſt und deßhalb 


auch eine allfällige Abänderung durch die Ki ückſichtlich ihre Or⸗ 
gane zuläfftg fein muß“. rch die Kirche rückſichtlich ihre Or 
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Ueber den dagegen überreichten Recurs des Klägers änderte 
das k. k. Oberlandesgericht Wien mit Entſcheidung vom 9. April 
1873, Zahl 6969, das erſtgerichtliche Erkenntniß ab, gab der 
Einwendung der Incompetenz nicht ſtatt und wies das Bezirksgericht 
an, in der Hauptſache zu erkennen. Die diesbezüglichen Gründe 
lauten: 

. . . „Wenn auch Art. XV. des Geſetzes vom 21. December 
1867, Nr. 142 R. G. Bl., jeder geſetzlich anerkannten Kirche das 
Recht einräumt, ihre inneren Angelegenheiten ſelbſtſtändig zu ordnen 
und zu verwalten, ſo bleibt ſie nach dem Schlußſatze jenes Artikels 
den allgemeinen Staatsgeſetzen unterworfen und geht aus der An⸗ 
ordnung des Artikels überhaupt hervor, daß die Beſtimmungen des 
Art. 34 des k. Patentes vom 5. November 1855, Nr. 195 R. G. Bl., 
auf den vorliegenden Fall keine Anwendung mehr finden dürfen und 
diesfalls als außer Kraft geſetzt zu betrachten ſind, wonach die Sache 
nach dem Standpunkte der durch die vorbezeichneten beiden Geſetze 
wiederhergeſtellten Geſetzgebung vor dem 5. November 1855 zu be⸗ 
urtheilen iſt. Damals aber war das Vergeben der Kirchenſitze keine 
rein innere Angelegenheit der Kirche, wie zahlreiche Verordnungen 
darthun. So nennt das Hofdeeret vom 14. Mai 1782 den Verkauf 
der Kirchenſitze einen Unfug, erklärt das Gubernialdecret vom 16. Au⸗ 
guſt 1787, daß in der Kirche Jedermann gleiches Recht habe, ver— 
ordnet das Gubernialdecret vom 30. Jänner 1823, daß die Zuläſ⸗ 
ſigkeit von Kirchenſitz⸗Ablöſungen nur ausnahmsweiſe zu Gunſten ſehr 
armer Kirchen anzunehmen ſei, endlich die Gubernialentſcheidung vom 
27. Juni 1845, „es ſei Sorge zu tragen, daß für Kirchenſitze keine 
neuen Gebühren eingehoben werden“. 

Aber ſelbſt wenn der Verkehr mit den Kirchenſitzen als eine 
rein innere Angelegenheit der Kirche betrachtet werden wollte, ſo 
bleibt die Kirche diesfalls nach dem Eingangs erwähnten Art. XV 
den allgemeinen Staatsgeſetzen unterworfen, inſoferne die kirchliche 
Verfügung über die Ordnung und Verwaltung als binausgreifend 
anzuſehen iſt. . .. Mit Rückblick auf die Gubernialentſcheidung vom 
27. Juni 1845, wornach für Kirchenſitze feine neuen Gebühren ein⸗ 
gehoben werden ſollen, muß durch die angeblich auf Grund der Wei— 
gerung der Entrichtung einer höheren Gebühr erfolgte Verfügung der 
Weitervergebung des Kirchenſitzes und Entſetzung des Klägers aus 
dem bisherigen Beſitze die bloße Ordnung und Verwaltung der inne— 
ren Kirchenangelegenheit überſchritten betrachtet und diesfalls die rich⸗ 
terliche Competenz umſomehr begründet erkannt werden, als zwiſchen 
dem Jahre 1845 und dem 5. November 1855 kein Geſetz ſich fin- 
det, welches den vorgedachten drei Gubernialdecreten und dem Hof— 
decrete vom 14. Mai 1782 entgegen, dem weltlichen Richter die 
Judicatur in dieſer Sache entziehen würde“. 

Dieſe Entſcheidung wurde vom oberſten Gerichtshofe unterm 
27, Mai 1873, Zahl 5223, über den Reviſionsrecurs der Be— 
langten beſtätigt, „in der Erwägung, daß es ſich im vorliegenden 
Rechtsſtreite um den Beſitz eines vom Kläger im Vertrags wege er⸗ 
worbenen Priratrechtes und um die angebliche Störung dieſes Be— 
ſitzes durch die Geklagten handelt; in Erwägung, daß weder die Er⸗ 
werbung des fraglichen Rechtes und deſſen Beſitz, noch die angeblich 
durch Weiterveräußerung der nach der Behauptung des Klägers ihm 
gehörigen und in feinem ruhigen Beſitze geweſenen Sache zu den in- 
neren Angelegenheiten gezählt werden kann, deren ſelbſtſtändige Ver⸗ 
waltung der Kirche nach Art. XV des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867, Nr. 142 R. G. Bl., zukommt; in endlicher 
Erwägung, daß der Gegenſtand des diesfälligen Rechtsſtreites durch 
kein Geſetz der civilrechtlichen Competenz und dem privatrechtlichen 
Verkehre entzogen iſt, vielmehr nach der klägeriſchen Behauptung die 
fragliche Störung durch einen privatrechtlichen Act, nämlich durch 
Weiterveräußerung geſchah, ſomit der vorliegende Rechtsſtreit vom 
Civilrichter nach den Vorſchriften des a. b. G. B. und der kaiſ. 
Verordnung vom 27. October 1849, Nr. 12 R. G. Bl. zu ent⸗ 
ſcheiden kommt“. Bl. 


Notiz. 


(Behandlung der Gewinnung von Erdöl (Naphta) und Erd⸗ 
wachs.) Die Gewinnung von Erdöl (Naphta) und Erdwachs iſt heute nach An- 
ſchauung der Praxis ein freies Gewerbe, welches aber im Sinne des § 31 G .O. 


han die Genehmigung der Betriebsanlage gebunden iſt. (Anerkannt neuerlich durch 
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Entſcheidung des Miniſteriums des Innern v. 7. November 1873, Z. 14.010, be⸗ 
treffend Naphtagruben in Galizien.) Mit Allerh. Entſchließung vom 22. Jänner 
1862 wurde erklärt, daß im Königreiche Galizien mit dem Großherzogthume Krakau 
Erdöl (Naphta) und Bergtheer, wenn fie zur Gewinnung von Leuchtölen benützt 
werden, als kein Gegenſtand des Bergregals zu behandeln find. Aus Anlaß eines ſpe⸗ 
ciellen Falles, in welchem die Oberbergbehörde in Lemberg eine Beſchwerde gegen eine von 
Seite der dortigen Berghauptmannſchaft auf Bergwachs bewilligte Freifahrung als 
unſtatthaft zurückgewieſen hatte, hat das Miniſterium für Handel und Volkswirth⸗ 
ſchaft (unterm 16. Februar 1865, 3. 1860 — 80) entſchieden: „Dieſer Zurückweiſung 
lag die Vorausſetzung zu Grunde, daß Bergwachs (Ozokerit) zu den im § 3 a. B. G. 
dem Bergregale vorbehaltenen Erdharzen gehöre und daß hinſichtlich dieſes geſetzli⸗ 
chen Vorbehaltes durch die a. h. Entſchließung vom 22. Jänner 1862 keine Aende⸗ 
derung eingetreten ſei. Allein beide Vorausſetzungen ſind nicht zutreffend. Denn wie 
es die mit dem Recurſe beigebrachten Zeugniſſe der geologiſchen Reichsanſtalt und 
anderer wiſſenſchaftlichen Notabilitäten darthun, ift Bergwachs nur das in feſter 
Geſtalt vorkommende Bergöl, mit welchem erſteres die chemiſche Zuſammenſetzung, 
die Lagerſtätte und Verwendung gemein hat, und von welchem es ſich nur durch den 
Aogregatzuftand unterſcheidet. Dagegen iſt das Bergwachs von den Erdharzen weſent⸗ 
lich dadurch verſchieden, daß letztere nebſt Kohlenwaſſerſtoff anch Sauerwaſſerſtoff 
als Beſtandtheil enthalten. Der a. h. Entſchließung vom 22. Jänner 1862, womit 
Erdol, wenn es zur Gewinnung von Leuchtſtoffen benützt wird, als zum Bergregale 
nicht gehörig erklärt worden iſt, liegt offenbar die Anerkennung zu Grunde, daß 
dieſes Mineral ein von den Erdharzen verſchiedener Körper ſei. Da nun dieſer Grund 
auch beim Bergwachſe gilt, fo iſt es klar, daß auch dieſes Mineral unter derſelben 
Bedingung nicht zu den dem Bergregale vorbehaltenen Mineralien gehört. Als ein dem 
Bergregale nicht unterworfener Körper kann daher das Bergwachs auch kein Gegen⸗ 
ſtand der berggeſetzlichen Verleihung, folglich auch kein Gegenſtand der Freifahrung ſein.“ 
Wie verlautet will nun der Ackerbauminiſter dem Reichsrathe eine Novelle zum Berg⸗ 
geſetze vorlegen, durch welche Erdöle, Naphta und Petroleum unter die im § 3 des“ 
Berggeſetzes bezeichneten ſogenannten „vorbehaltenen“ Mineralien eingereiht werden 
ſollen. 


Berordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 9. December 1873, 3. 16.003 in Be: 

treff Anrechenbarkeit der Praxis bei landſchaftlichen Bauabtheilungen behufs Able⸗ 

gung der Prüfung zur Erlangung des Befugniſſes eines behördl. autoriſirten Pri⸗ 
pattechnikers. 


Aus Anlaß einer Anfrage über die Anwendung der Beſtimmungen der $$ 9, 
10 und 11 der Grundzüge über die Einführung von behördlich autoriſirten Privat⸗ 
technikern auf die Praxis bei einer landſchaftlichen Bauabtheilung wird Euer ..... 
zur gefälligen weiteren Veranlaſſung eröffnet, daß die befriedigende Praxis bei den 
landſchaftlichen Bauabtheilungen und bei den organiſirten ſtädtiſchen Bauämtern 
behufs Zulaſſung zu der von den Baubewerbern um das Beſugniß eines behördlich 
antoriſirten Privattechnikers abzuleg enden ſtrengen th eoretiſch-prakti⸗ 
ſchen Prüfung eben fo wie die Praxis im Staatsbaudienſte und bei den angeftell- 
ten Civil⸗Ingenieuren, Architekten und Geometern in Anrechnung zu bringen iſt. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 12. December 1873, 3. 20.194, in Betreff 

des rechtzeitigen Einlangens der Coneursausſchreibungen für den ausgedienten Un⸗ 

terofficieren vorbehaltene Dienſtpoſten an das k. u. k. Reichskriegsminiſterium und 
an das k. k. Miniſterium für Landesvertheidigung. 


Es iſt die Wahrnehmung gemacht worden, daß die Concursausſchreibungen 
für vorbehaltene Dienſtpoſten und für jene Beamtensſtellen, bezüglich welcher den 
ausgedienten Unterofficieren der Vorzug eingeräumt iſt, bei dem k. und k. Reichs⸗ 
kriegsminiſterium und bei dem k. k. Miniſterium für Landesvertheidigung verſpätet 
einlangen. 

Da es im Sinne des Artikels 9 der Miniſterialverordnung vom 12. Juli 
1872 (R. G. Bl. Nr. 98) liegt, daß der Bewerbungstermin vom Tage des Ein⸗ 
langens der Concursausſchreibung bei den genannten Mintfterien 
in der Regel mindeſtens vier Wochen betragen muß, iv werden Enere .. . erfucht, 
gefälligft die Verfügung zu treffen, daß auf dieſes Erforderniß bei der Feſtſtellung der 
Concurstermine Bedacht genommen, und die Co ncursausſchreibungen mit thunlichſter 
Beſchleunigung den bezeichneten Miniſterien vorgelegt werden. 


Erlaß des Miniſteriums des Junern vom 13. December 1873, 3. 19.415 (zur im 
Reichsgeſetzblatte publieirten Miniſterialverordnung vom 13. December 1873) wegen 
Vorlegung der Protokolle der Apotheker⸗Gremialverſammlungen. 


Euere .... werden auf die durch das Reichsgeſetzblatt kundgemachte Mi⸗ 
niſterialverordnung, durch welche die bisherige Beſtimmung der Apotheker⸗Gremial⸗ 
ordnungen, nach welcher zu den Verſammlungen der Apotheker⸗Ha upt⸗ und Filial⸗ 
gremien ein Gremialcommiſſär (Notar der mediciniſchen Facultät, Stadtphyſieus, 
Kreisarzt u. ſ. w.) beizuziehen war und den Vorſitz zu führen hatte, außer Kraft 
geſetzt, der Vorſitz bei den gedachten Verſammlungen dem Gremialvorſteher zugewieſen 
und der Regierung das Recht vorbehalten wird, zu dieſen Verſammlungen dort wo 
fie es angezeigt findet, einen l. f. Commiſſär abzuordnen, mit dem Beifügen aufmerk- 
ſam gemacht, daß die Apothekergremien anzuweiſen find, in Hinkunft die Gremial- 
Verſammlungsprotokolle alsbald der politiſchen Behörde erſter Inſtanz zur Einſicht 
vorzulegen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem außerord. Geſandten und Leiter der k. und k. 
Botſchaft in Conſtantinopel Emanuel Grafen v. Ludolf den Orden der eiſernen 
Krone erſter Cl. tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionschef im Miniſterium des Innern Karl 
Ritter v. Stählin den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtat haben dem Miniſterialrathe und Vorſtande des Präftd.⸗Bur. 
im 5 des Innern Rudolf Breisky das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens tarfrei 
verliehen. 

Seine Maj. haben dem Miniſterialrathe u. P 
2 1 8 1 in al 1 um Miniſterialrathe und Leiter des Preß⸗ 

emen im iniſterra raſidium Ferd. t A b j i N 
des Leopold⸗Ordens taxfrei vellahen rr 


Seine Maſeſtät haben dem Hof. und Miniſterialrathe im Miniſteri 
Aeußern Dr. Karl Ritter v Weil anläßlich deſſen Penta das eee 
Allerhöchft Ihres Franz⸗Joſeph⸗Ordens mit dem Sterne verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Expeditor und Regiſtrator des k. k. Oberſthof⸗ 
marſchallamtes Karl Ivoy das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. a 

Seine Majeftät haben dem Hofe und Miniſterialfecretär des Miniſteriums 
des Aeußern Ludwig Docziden Titel und Charakter eines Sectionsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe im k. k. Miniſterium für Landes⸗ 
vertheidigung Thomas Zymandb taxfrei den Titel und Charakter eines Oberr ech⸗ 
nungsrathes e Mast Weng 

Seine Majeſtät haben dem penſ. Forſtmeiſter Karl Ehrmann v. Falkenau 
und dem penſ. Oberförſter Johann Sperlbauer das 1 1 
der Krone, dann den penf. Förſtern Dominik Widmofer und Joſeph Stippler 
das goldene Verdienſtkreuz und dem penſ. Förſter Franz Ritter R. v. Löwen feld 
den Titel eines Oberförſters tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Ehefredacteur der Wiener Zeitung, Regierungs⸗ 
rathe Friedrich Uhl den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe turfref verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär des Miniſterrathspräfidiums 
Rudolf Freiberg das Ritterkreuz des Franz⸗Jofeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel eines Hilfsämtervorſtehers bekleideten 
Kanzleioffictal des Central ⸗Tax⸗ und Gebührenbemeſſungsamtes in Wien Anton 
Rigele anläßlich deſſen Penſionirung das goldene Verdienftkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Honorar⸗Legationsſecretär Rudolf Grafen Mont— 
gelas eine beſoldete Attacheftelle verliehen, 

Seine Majeſtät haben die neu ſyſtemiſirte Stelle eines Oberbergrathes in 
Wieliczka dem Bergrathe Julius Leo verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Obercommiſſär Karl Heinz zum Polizei- 
rathe, den Commiſſär Dr. Guſtav Adolf Gebhard zum Polizei-Obercommiſſär und 
den Concipiſten Rudolf Bäumen zum Commiſſär bei der Wiener Polizeidirection 
ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Waldſchätzungsreferenten Moriz Dwobak und 
den Affiftenten an der Forſtakademie Maria Brunn Julius Walter zu Forſtinge⸗ 
nieuren im Ackerbauminiſterium, den prooiſoriſchen Forſtingenieur Joſeph Swo⸗ 
boda zum wirklichen in Görz, den Forſtaſſiſtenten Joſeph Friedrich zum Forſt⸗ 
ingenieur in Galizien und den Forſtaſſiſtenten Joſeph Weimeß zum Förſter in Ober- 
Oeſterreich ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzwachcommiſſär Wenzel Handl zum Fi: 
nanzinſpector in Saalfelden ernannt. 


rotokollführer des Minifterrathes 


Erledigungen. 

Drei Aſſiſtentenſtelleu bei den Lottoämtern in der eilften Rangsclaſſe, bis 
24. Jänner (Amtsblatt Nr. 4.) 

Bezirksſecretärsſtelle in Mähren in der zehnten Rangselaſſe mit 900 fl. Ge: 
halt und Activzulage, bis 25. Jänner. (Amtsblatt Nr. 6.) 

Forſtcommiſſärsſtelle bei der Bezirkshauptmannſchaft in Piſino mit 800 fl. 
Beſtallung, 300 fl. Reiſepauſchale und einem Wohnungspauſchale von 100 fl., bis 
Ende Februar. (Amtsblatt Nr. 8.) N 

Rechnungsführers⸗Aſſiſtentenſtelle bei der Hüttenverwaltung in Cilli in der 
eilften Rangsclaſſe, bis 6. Februar. (Amtsblatt Nr. 9.) 

Controlorsſtelle bei der Prager Telegraphen⸗Hauptſtation in der neunten 


N Nangsclaſſe gegen Caution, bis 4. Februar. (Amtsblatt Nr. 9.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Oberbergverwalters⸗ und Vorſtandſtelle mit der achten Rangsclaſſe in Kaibt 
in Kärnten, bis 8. Februar. (Amtsblatt Nr. 9.) 

Oberbergverwaltersſtelle in Häring reſp. Kitzbüchl in der achten Rangsclafſe, 
bis 15. Februar. (Amtsblatt Nr. 9.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


